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Schwerpunktheft: Kindschaftsrecht

„Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, Der uns beschützt und der uns hilft, zu 
leben.“

Hermann Hesse

Dieser Zauber (und hoffentlich auch sein Schutz und seine Hilfe) trägt 
auch mich als neuem Schriftleiter der NZFam. Dem Familienrecht und 
seinen Verfahren seit über zwei Jahrzehnten in richterlicher Tätigkeit 
an Amts- und Oberlandesgerichten verbunden, ist es sowohl Wertschät-
zung als auch Herausforderung, mich diesem Projekt stellen zu dürfen. 
Mein Vorgänger Prof. Dr. Werner Dürbeck hat „große Fußstapfen“ 
hinterlassen, deren Ausfüllung mir bestenfalls mit tatkräftiger Un
terstützung der Autorenschaft gelingen kann. Mein Dank gilt beiden: 
Werner Dürbeck für die Einarbeitung in den letzten Wochen und der 
Autorenschaft für ihre bereits gezeigte Treue.

Kindschaftssachen bilden den Schwerpunkt der forensichen Tätigkeit der im Famili-
enrecht Aktiven. Es ist mir deshalb eine Freude, in erstmaliger alleiniger Verantwor-
tungsübernahme sogleich das Schwerpunktheft Kindschaftsrecht zusammenstellen zu 
dürfen. Mein herzlicher Dank gilt auch insofern Werner Dürkeck für seine Planung 
und Vorbereitung dieses Heftes und nicht minder den vielen Autorinnen und Autoren 
der Beiträge, ohne die eine solche Publikation nicht möglich ist.

Dr. Thomas Kischkel stellt einleitend den Referentenentwurf eines KiMoG vor und 
ordnet dessen Inhalt ein. Prof. Dr. Heinz Kindler beleuchtet sodann die Entwicklung 
der psychologischen Forschung im Bereich des Familienrechts in den letzten Jahr
zehnten und wagt einen Ausblick in die Zukunft insoweit. Tom Gerum spürt den Her
ausforderungen nach, den in Kindesanhörungen gewonnenen persönlichen Eindruck 
(wertungsfrei) zu dokumentieren. Martina Gartenhof stellt sich den Fragen der unter 
Kindeswohlaspekten gebotenen Weiterentwicklung öffentlicher Hilfen im Bereich des 
begleiteten Umgangs. Prof. Dr. Franz J. Neyer, Dr. Philipp Kersten und Dr. Birk Hage­
meyer werfen Blicke auf die Familien- und Beziehungsdiagnostik im Spannungsfeld 
zwischen Komplexität und Reduktion, um ein Plädoyer zu halten für die Fähigkeit, 
relevante Aspekte begründet auszuwählen und verständlich zu integrieren. Dr. Diana 
Gossmann untersucht sodann Möglichkeiten und Grenzen bei der Abklärung des Miss-
brauchsverdachts in Familiengerichtsverfahren.

Eine Abrundung erfahren diese Aufsätze durch eine vertiefende Anmerkung von 
Dr. Torsten Obermann zu einer Entscheidung in einem von häuslicher Gewalt „ge-
prägten“ Sorgerechtsverfahren sowie eine große Vielzahl von Entscheidungsbe
sprechungen aus dem Schwerpunktbereich, deren aller Lektüre für Sie ein Gewinn sein 
dürfte. 

Sebastian Fritzsche
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außergerichtliche Beratung und Vertretung.

Über 400 bewährte Formulierungsmuster
mit ausführlichen Anmerkungen unterstützen Sie bei der 
Vertragsgestaltung und (außergerichtlichen) Korrespondenz 
in nahezu allen familienrechtlichen Beratungsbereichen: von 
allgemeinen Mustern zur Mandatsannahme über Eheverträge 
und Scheidungsvereinbarungen bis hin zu Unterhaltsfra-
gen, Versorgungsausgleich, Kindschaftsrecht und Betreuung. 
Sämtliche Formulare stehen auch zum Download zur Verfü-
gung und können ohne lange Vorarbeit direkt auf Ihren Fall 
übertragen werden.

Die Neuauflage
In der nun schon 7. Auflage übernimmt die renommierte 
Fachanwältin für Familienrecht Dr. Barbara Schramm die 
Herausgeberrolle von dem verstorbenen Begründer des Werks, 
Dr. Ludwig Bergschneider. Gemeinsam mit dem Großteil des bis-
herigen Autorenteams und einigen neuen Bearbeiterinnen und 
Bearbeitern führt sie das Werk mit dem bewährten Qualitätsan-
spruch fort und bringt es auf den Rechtsstand Frühjahr 2026. 
Rechtsprechung und Literatur sind ebenso aktuell eingearbeitet 
wie die Düsseldorfer Tabelle 2026 oder die jüngsten einschlägi-
gen Reformen, u.a. zum Namensrecht.

Erhältlich im Buchhandel oder bei: beck-shop.de | Verlag C.H.Beck GmbH & Co. KG · 80791 München | kundenservice@beck.de | Preise inkl. MwSt.  
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Beck’sches Formularbuch Familienrecht

7. Auflage. 2026. XXXVIII, 977 Seiten.  
Gebunden mit Online-Zugang € 169,– 
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Auch in den beck-online-Modulen
Familienrecht PLUS | PREMIUM | OPTIMUM
DVEV Erweiterungsmodul Familienrecht

Praxiserprobt und hochaktuell 

	� mehr als 400 Formulare

	� zu allen familienrechtlichen Themen

	� für Korrespondenz und Vertragsgestaltung

	� mit Online-Zugang

…ein wichtiger Begleiter für jeden Anwalt, jede Anwältin,  
ob Berufsanfänger*in oder »alter Hase«. Ein Blick in  
das Werk kann die Arbeit erleichtern, Haftungsfälle  
vermeiden und einen schnellen, fundierten Einblick in  
nicht bekannte Themengebiete geben. 

Dr. Undine Krebs, RAin, in: FamRZ 7/2023, zur Vorauflage

Nachrichten

Kinder- und Jugendhilfe: Kabinettsentwurf für Strukturreform 
(1. KJHSRG)
Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe in den Bundesrat 
eingebracht (BR-Drucksache 441/26). Ziel ist es, Leistungen für 
junge Menschen mit Behinderungen und ihre Familien „aus ei-
ner Hand“ zu bündeln; ein Verfahrenslotse soll Familien beim 
Zugang zu Teilhabeleistungen unterstützen. Weitere Bausteine 
sind ein neues Angebot der Bildungsassistenz an Kitas und 
Schulen sowie der Ausbau kommunaler Infrastruktur wie Fa-
milienzentren und Beratungsstellen anstelle teurer Einzelhilfen.
Quelle: BMBFSFJ, Gesetzgebungsvorgang „Erstes Gesetz zur Strukturre-
form der Kinder- und Jugendhilfe“; Bundesrat-Drucksache 441/26.

Bundesweite Qualitätsvorgaben für Kitas geplant
Mit dem Startchancen- und Qualitätsentwicklungsgesetz 
(SCQEG) will der Bund erstmals einheitliche Qualitätsstan-
dards für die Kindertagesbetreuung einführen, unter anderem 
durch regelmäßige Entwicklungsstandserhebungen und zusätz-
liche Zeitressourcen für pädagogische Fachkräfte. Die konkrete 
Finanzierung der zusätzlichen Anforderungen ist nach Einschät-
zung der Freien Wohlfahrtspflege noch offen.
Quelle: BMBFSFJ, Gesetzesvorhaben SCQEG; LIGA der Freien Wohl-
fahrtspflege Rheinland-Pfalz, Newsletter „Neues aus der Bundespolitik“ 
vom 8.9.2026.

Haushaltsbegleitgesetz 2027: Sofortzuschlag im Kinderzuschlag 
soll entfallen
Das Haushaltsbegleitgesetz zum Bundeshaushalt 2027 sieht un-
ter anderem die Abschaffung des Sofortzuschlags im Kinderzu-
schlag vor. Der Haushaltsausschuss des Bundestags hat dazu 
eine öffentliche Anhörung angesetzt; parallel befasst sich der 
Bundesrat mit dem Vorhaben (BR-Drucksache 442/26).
Quelle: Deutscher Bundestag, Anhörung im Haushaltsausschuss; Bundes-
rat-Drucksache 442/26.

Bundesstiftung „Mutter und Kind“ erhält ab 2027 erstmals seit 
1993 mehr Mittel
Mit dem Fünften Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errich-
tung der Bundesstiftung „Mutter und Kind – Schutz des unge-
borenen Lebens“ soll die gesetzliche Bundeseinlage erstmals seit 
1993 steigen: auf 101 Millionen Euro ab 2027 und 105 Milli-
onen Euro ab 2032. Die Stiftung unterstützt jährlich rund 
108.000 schwangere Frauen in finanziellen Notlagen mit ergän-
zenden Hilfen.
Quelle: BMBFSFJ, Gesetzgebungsvorgang 5. MuKStiftÄndG.

Kindergeldreform: zweistufige Erhöhung auf rund 272 Euro bis 
2028
Die vom Bundestag bereits verabschiedete Kindergelderhöhung 
liegt nun dem Bundesrat vor: In zwei Stufen soll das Kindergeld 
bis 2028 auf rund 272 Euro monatlich steigen, wirksam wer-
den soll die erste Stufe zum 1. Januar 2027.
Quelle: Bundesrat, Textarchiv „Das erwartet den Bundesrat im zweiten 
Halbjahr 2026“ vom 4.9.2026.

Destatis: Eingliederungshilfen für Kinder mit seelischer Behin-
derung binnen zehn Jahren mehr als verdoppelt
Das Statistische Bundesamt meldet, dass die Zahl der Einglie-
derungshilfen nach § 35a SGB VIII für junge Menschen mit see-
lischer Behinderung von rund 80.800 (2014) auf etwa 174.000 
(2024) gestiegen ist – ein Plus von 115 %. Die Kosten für Min-
derjährige verdreifachten sich im gleichen Zeitraum von 1,1 auf 
3,5 Milliarden Euro. Destatis stellt einen ausdrücklichen Bezug 
zur geplanten Reform der Kinder- und Jugendhilfe her; häu-
figste Gründe sind psychische Probleme und Entwicklungsauf-
fälligkeiten (69 %) sowie schulische oder berufliche Probleme 
(53 %).
Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung Nr. N062 vom 
9.9.2026.

Blick über die Grenze

Schweden: Vorgehen gegen illegale „falsche Familienpflege-
heime“
Die schwedische Regierung hat die Aufsichtsbehörde IVO be-
auftragt, gemeinsam mit Polizei, Wirtschaftskriminalitätsbe-
hörde, Finanzamt und Sozialversicherungskasse Risikoanalysen 
durchzuführen, um Einrichtungen zu identifizieren, die sich als 
reguläre Pflegefamilien ausgeben, tatsächlich aber genehmi-
gungspflichtige, aber nicht zugelassene Heime betreiben. Hin-
tergrund sind 2024 rund 26.300 Inobhutnahmen, davon knapp 
19.000 in Pflegefamilien. Ein Zwischenbericht ist bis Juni 2027 
vorgesehen.
Quelle: Regeringskansliet/Socialdepartementet, Pressemitteilung vom 
3.9.2026.

Frankreich: Neue Rentenregeln für Elternschaft in Kraft getre-
ten
Seit dem 1.9.2026 werden Erziehungszeiten bei der französi-
schen Grundrente großzügiger angerechnet: Die für die Berech-
nung maßgebliche Zahl der Beitragsjahre sinkt bei einem Kind 
auf 24, bei zwei oder mehr Kindern auf 23 Jahre; zusätzlich 
können bis zu zwei Trimester je Kind auf die Anspruchsvoraus-
setzungen für eine vorzeitige Rente bei langer Erwerbsbiografie 
angerechnet werden. Die Regierung sieht darin vor allem eine 
Entlastung für Mütter.
Quelle: Gouvernement français, info.gouv.fr, Meldung vom 2.9.2026.

Großbritannien: Sonderausschuss des House of Lords zu häus-
licher Gewalt und Kindeswohl
Der Sonderausschuss des House of Lords zur Überprüfung des 
Domestic Abuse Act 2021 hat die zuständigen Staatssekretä-
rinnen und Staatssekretäre aus Justiz-, Kommunal- und Bil-
dungsministerium angehört; im Mittelpunkt stand unter ande-
rem der Schutz von Kindern als Betroffene häuslicher Gewalt 
in familienrechtlichen Verfahren. Der Ausschuss soll bis zum 
30. November 2026 Bericht erstatten.
Quelle: UK Parliament, Domestic Abuse Act 2021 Committee, Anhörung 
vom 3.9.2026.
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